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weıtgehende Übereinstimmung. SO wırd die Notwendig- Staat ın Frankreich hıistorisch ZUuU Zwecke der Reguları-
eıt eınes möglıchst bewegungs- un: entscheidungsfreıen sıerung zentrifugaler Tendenzen un indıyıdualistisch-
Unternehmertums ziemliıch allgemeın anerkannt. Demge- anarchıistischer Neıigung durchaus berechtigt WAar Die
genüber 1St der Glaube an den Staat als Motor der Wırt- Lösung „Jjeder für sıch“ 1St ebenso anachronistisch WI1€e dıe
schaft über die Kontrolle VO Industrieunternehmen und kollektivistisch-dirigistische ZwangsJacke. Das ausgle1-
Banken geschwunden. och deutlicher trıtt dıe Forde- chende Gegenstück tür wenıger Staat un mehr indıvıdu-
runs nach wenıger Staat hervor. Darın sehen dıe meısten elle Freiheit 1St mehr Solidarıtät, die sıch nıcht ın
Linksintellektuellen den Sınn des Liıberalısmus. Am be- tinanziellen Verpflichtungen der Gesellschaftft erschöpfen
sten bringt hre Gefühle auch da Alaın Touraıine ZAus- darf, sondern VO einem ETMANENLEN Verständnis für
druck „Wıe ihrer eıt die Humanısten der Renaıiıs- den Mıiıtmenschen seın sollte. Hıervon 1ST die

fühlen WIr, da{fs hınter den Organısationsregeln der tranzösısche Gesellschaft leiıder W1€e manche andere
Gesellschafrt ıne NEUE Weltr der Produktion und des augenblıicklich weıt entternt. Dıie Kommunikation 1St
schöpferischen Schafftens erscheınt. Wır stoßen den Ruft ZWAT, häufig mıßverstanden, eın Dıskussionsthema des
aus Befreien WIr uns VO den Regeln und den Ideologien, Alltags, hre eintachste Ausdrucksform, der menschliche
machen WITr uns aut den Weg AA Entdeckung Kontakt, tällt jedoch dem egozentrischen Hang Zu In-
Kenntnisse, Technıken, Sıtten und Ausdrucksformen. dividualismus Z Opter Dıie neuerdings eobach-
Laßt uns Formen des Lebens, der Kunst, der sozıalen Be- tende Aufwertung der Famlıulıie 1St NUur eın schwacher
zıehungen, der Sprachweısen entdecken!“ Trost. Jedenfalls wAare nıcht erfreulich, WENN schlief-
Die Gefahren dieser mIıt der Betonung des Individualismfis ıch eın Extrem das andere ablöste, WeEenn auf dıe Allmacht
verbundenen Rückkehr Z Liberalısmus werden nıcht des Staates der egoılstische Eıgensinn des Individualismus
verkannt, zumal INa nıcht übersehen darf, da{fß der starke tolgte. Alfred Frisch

eıt der Fristenregelung Österreich
Was hat sıch geändert, Was beginnt sıch rst zu andern?

„Dıie Novelle des Strafgesetzes 1973 mıt der eın Schwan- Abtreibung komme. Seiner Ansıcht nach lıege die tatsäch-
gerschaftsabbruch, der innerhalb der ETSTteN drei Monate lıche Lösung Nnu  — ın einer besseren Propagierung moder-
nach Begınn der Schwangerschaft nach vorhergehender IC Verhütungsmethoden. Mıt seinem Eıintreten für das
ärztlicher Beratung VO einem Arzt vVOrSCHNOMME wırd, Herausnehmen der Abtreibungsfrage 4aUS dem Partejen-
straftfrei gestellt wurde, 1St iıne der wesentlichen Errun- streıt un der Forderung nach unvoreingenommener Su-
genschaften der Frauenpolitik nach dem Zweıten Welt- che nach Lösungen, die dem Lebensrecht der ungebore-
krıeg, dıe die Frauen nach einem mehr als fünfzıgjährigen 11C  = Kınder und den Frauen gerecht würden, reagıerte
Kampf durchsetzen konnten.“ Mıiıt diesen Worten eıtete Wıens Erzbischof Kardınal Franz Ön1g MEDar auf
Osterreichs rauenstaatssekretärin Johanna Dohnal in der die wiederaufgeflammte Fristenregelungs-Diskussion.
sozıalistischen Monatszeıtschrift „Die Zukunft“ 1ın die- Und verabsäumte auch nıcht den Hınweils auf die TAaf-
> Frühjahr iıhren Iınken Rand des Meınungsspek- sache, „WI1e schr Gesetzesänderungen auch Eınstellungen
u gelegenen Standort ZUuUr rage der Fristenregelung un Haltungen geändert haben“ In der Folge meldete
C1IinNn sıch einerseıts die opposıtıionelle Osterreichische Volks-

parte]l Wort und torderte Ma{fßnahmen VOT allem ın
Immer von ReUernmnm ın der Diskussion Rıchtung eıner besseren Aufklärung und Beratung
Den zündenden Funken Z Aufflammen der Abtrei- schwangerer Frauen („nıcht wertfre1”), eıner Irennung

VO beratendem un die Abtreibung durchführendembungsdiskussion In Osterreich hatte aber bereıts 1m Fe-
bruar der Wıener Gynäkologe Primarıus Alfred Rocken- Arzt, der Abschaffung der Spezıal-Abtreibungskliniken,

einer gezielteren Sozialhilfe für alleinstehende werdendeschaub, der VO  S zehn Jahren maßgeblich der Gesetzwer-
dung der SOgCENANNLEN „Fristenregelung” mıtgearbeıtet Mütter und VOT allem eıner Verbesserung der schulischen

Sexualerziehung SAamıt Aufklärung über Empfängnisver-hatte, In einem Interview mIıt der „Bunten“ geliefert.
Darın beklagte Rockenschaubh die auf rund 106 000 g- hütung.
schätzte statıstisches Materı1al dazu fehlt Zahl der AB- Dıie A4aUS Anlafß der Dıskussion dıe Straftreistellung des
treiıbungen, verwıies auftf dıe nach einschlägıgen Erhebun- Schwangerschaftsabbruchs 1m Jahr 19/1 als Aktionskomi-
SCH unverändert mangelhaft durchgeführten Verhütun- LeEe Z Schutz des ungeborenen Lebens gegründete
SCH und meınte, dafß derzeıt ohl auf ıne Geburt iıne „Aktıon Leben“ stieiß auf dem seit der Stratgesetznovelle
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eingeschlagenen Kurs miıt „Nıcht strafen, sondern helfen“ Bundeskanzlers bereıts betont, da{fß durch dıe Unterstüt-
nach un begrüßte die Suche nach gemeınsamen LÖösun- ZUNg dieses Volksbegehrens „keine Gräben der Vergan-
SCH, die Fehler der geltenden Fristenregelungsfassung ab- genheıt aufgerissen werden sollten”, un be] der Herbst-
zuändern suche. konferenz 9/4 riefen ÖOsterreichs Bischöte ‚alle Men-

schen Wıllens“ ZUr Beteiligung VolksbegehrenDer „häufigsten Todesursache in ÖOsterreich“ den Kampf
NZUSaSCNH WAar auch dıe Zielsetzung der Jahresbeginn auf Nachdem der Eınleitungsantrag für das Volksbegeh-

e  ; mehr als 760 000 Unterstützungserklärungen erhielt,9084 gegründeten Aktionsplattform „Geborene für Unge- forderte eın gesamt-Österreichischer Hırtenbrief alleborene“ (vgl HK, Junı 1984, Z58) der Gruppen un Orga- Osterreicher ZUr Unterschriftsleistung auf und dazu,nısatıonen verschiedener Weltanschauungen, der Katholi- „ohne Rücksicht auf hre Parteizugehörigkeit, den Schutzschen Jugend und des Mittelschüler-Kartellverbandes,
ebenso W1€e der Öösterreichischen Hochschülerschaft, der des Lebens über alle anderen Interessen stellen“ Das

1m Frühjahr 1976 dem Parlament vorgelegte, miıt fastKolpingjugend, der „Aktion Leben“, aber auch der A
t10N „Linke Abtreibung“ un: Mütterselbsthilte- 900 000 Unterschriftften unterstützte Volksbegehren hatte

jedoch SCH der SPÖ-Regierungsmehrheit keine Aus-
STUuDPCNH angehörten. Dıie Beurteilung der Abtreibung als
„grobe OoOrm der Menschenrechtsverletzung“ un die sıcht auf Veränderung der Rechtslage.

Vor Abschlufß der parlamentarıschen Behandlung 1MFrage der „Verantwortung der anzecn Gesellschaft für
die heranwachsenden Kınder SOWIe das Klıma der ID Frühjahr 977 hatte sıch nıcht 1U  _ Kardınal Könıg noch-

mals mıt dem Appell Parlament un Bundesregierungbensbejahung un der Kinderfreundlichkeit ıIn uUuNnserem
Land“ beı der Konstitulerung der „Plattform“ ma{fß- gewandt, für das Zusammenleben un die künftige Ent-

gebend. wicklung der Gesellschafrt bedeutungsvolle Fragen ihrer
Tragweıt entsprechend behandeln. uch der damalige
evangelische Bischof Österreichs, Oskar Sakrausky, hob

Diıe pnositiven Auswirkungen sınd die verheerenden Folgen der Abtreibungsfreigabe für das
ausgeblieben persönlıche Leben un: für das Leben des anzen Volkes

hervor.Jahrelang WAar die Strafrechtskommission des Justizminı-
sterıums eınen Konsens für die Novellierung der Ab-
treibungsparagraphen bemührt gewesen Irotz der schon Wer treıbt ab?
1m Linzer Programm 9726 tormulierten Forderung nach Nachdem 1m Maı 977 das Parlament die Ablehnung desStraflosigkeit hatte Eerst auf dem SPO-Parteitag 19792 die
SPÖ-Frauenorganisation dıe e Entschei- Aktion-Leben-Volksbegehrens entschieden hatte, bekräf-

tıgten die Öösterreichischen Biıschöfe 1m Frühjahr 979dungsfreiheit der al In dieser rage durchgesetzt. Dıie
Paragraphen und 08 des mMIit eiıner Mehrkheit VO

abermals ihre ablehnende Haltung ZUrFr Fristenregelung in
PO-Stimmen (beı XS Gegenstimmen) 1973 beschlos- einer Resolution un die 980 einen Vor-

stofß ZUr verfassungsrechtlichen Verankerung eınesStrafgesetzes verbieten WAar nach WI1€e VOTr grund-
sätzlıch die Abtreibung, lassen diese aber straflos, WECNN

fassenden Lebensschutzes, der ohne konkrete Folgen
blieb Im Frühjahr 1983 appellierte Kardınal Könıg erneutS$1e innerhalb der ersten drei Monate (gerechnet VO elt-

punkt der Eınnistung des Eıs an) nach vorhergehender die Nationalratsabgeordneten, über Parteigrenzen hın-
WCS iıne bessere Lösung ZUr Verhinderung vOonNn Abtrei-ärztlıcher Beratung VO  z eiınem Arzt VOIrSCHOMM wiırd.

Dıiıe damals VO der Abtreibungsfreigabe 1TWwarteten DOSL- bungen suchen.
Aus dem Jahr 1985 Stammt iıne VO Wıssenschaftsminı-Hven Auswirkungen haben sıch nıcht eingestellt. Weder 1St sterıum gemeınsam mıt dem Finanzminiıisteriıum ıIn Auf-die Zahl der Abtreibungen rückläufig, noch haben begle1- ırag gegebene empirıische Untersuchung über dıe „Sozıaletende tamılienpolitische Mafßnahmen (etwa erhöhtes Ka-

renzgeld für alleinstehende Mültter oder Sondernot- un psychische Sıtuation der Trau  ba beım Schwanger-
standsbe:ihıltfe bıs Z dritten Lebensjahr) entscheidend schaftsabbruch, be] der 1ın Wıen rund OO erstschwangere

Inländerinnen befragt wurden. Aus ihr geht ande-gegriffen. Irotz Beratungspflicht fehlen nach W1€e VOT Sta-
tistıken über Zahl un Moaotive der Abtreıibung, über Alter IS hervor, dafß ZWar diıe relig1öse Grundhaltung auf die

Entscheidung über Austragen oder Abbruch einerund Stand der Betroffenen, über Mehrfachabtreibungen.
uch das Verantwortungsbewulßstsein gegenüber dem Schwangerschaft U  _- geringen Einfluß hat 44,4 I-

über SS Prozent der sıch selbst als „relıg1ös” Einstuten-ınd 1St nıcht gestiegen, und nach WI1€e VOTLT o1bt das „Ge-
schäft mıt der Abtreibung”. den da{fß aber die Relıgion In erheblichem Ma{l die

Eınstellung Ehe und Famaillıie un damıt dıe Zukunftts-
ach den parlamentarıschen Auseinandersetzungen orlentierung bestimmt. umındest die theoretische Eın-
dıe Fristenregelung hatte die Aktion Leben mıt Zustim- stellung ZUT Fristenregelung wırd durch dıe Religiosıität
INUNS der ÖOsterreichischen Bischofskonferenz versucht, epräagt. Dıie Zu Austragen eıner ungeplanten Schwan-
mıt Hılte eınes Volksbegehrens eın (Gesetz zZzUu Schutz gerschaft Entschlossenen haben eın stärker tradıtionell
menschlichen Lebens durchzubringen. Zum Abschlufß des gepragtes Bıld ihrer Rolle als al Überraschend
ÖOsterreichischen Katholikentages 19/4 hatte Kardıinal scheint die Tatsache, dafß beı den ungeplant schwangeren
Könıg In Anwesenheıt des Bundespräsidenten und des Frauen 1m Verhütungsverhalten keın Unterschied esteht
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zwıschen jenen, die sıch FT Geburt entschliefßen, un Je- Dıe Bischöfe wollten damıt erreichen, da{ß stärker bewußt
NCN, die abtreiben (38 un 3/ Prozent). Etwa 65 Prozent werde, W as Abtreibung eigentlıch iSt, ın der Hoffnung,
der Frauen, dıe zu Abbruch entschlossen sınd, würden daß dann auch wenıger Abtreibungen komme. S1e
auch ohne Stratfreiheit durch die gesetzliche Fristenrege- wollten damıt, erklärten S1€, nıcht iıne Gesetzesdebatte
lung einen Abbruch vornehmen lassen, rund 55 Prozent HE  P aufrollen, ohl aber erwarten S$1e VO den Parteıen dıe
allerdings nıcht. Wenngleich also Stratsanktionen aller Bereitschaft einıgen Ma{fßnahmen mıt Sıgnalwırkung.
Art für viele Frauen eın Hındernis wären, mMuUu dennoch Frauenstaatssekretärın Johanna Dohnalund PO-Bundes-
ZUuU  —- Kenntnıiıs g  mM  n werden, da{fß iımmerhiın 35 000 frauensekretärin Ingrid Semjkal reaglerten heftig auf dıe,
Mütter (von den ANSCHNOMMENECENECN 106 000 bbrüchen) W1€e S1e meılnten „Massıve Einmischung“ der Bischöfe: An
sıch iıhren Schriütt überlggen würden. der Straffreiheit lıießen die PO-Frauen nıcht rütteln.

Immer wıeder stand selbstverständlich auch die ableh-Insgesamt kommt diıe Untersuchung jedenfalls ZUuU Er- nende Haltung der Kıirche SOgENANNLTLE „künstliche“gebnıs, da{fß für eınen Abbruch weder allein die außeren Methoden der Empfängnisregelung ZUuU  —_ Diskussion,Lebensumstände noch die innere VWertordnung der Be-
trotfenen maßgebend sınd, sondern daß mehr Neıigung anderem der Pressesprecher der Osterreichi-

schen Bischofskonferenz, Weıhbischof Helmaut Krätzl
zu Abbruch eıner ungeplanten Schwangerschaft be]
denjenıgen besteht, deren Partnerzufriedenheit gering, (Wıen), die Verpflichtung Zur verantwortlichen Eltern-

schaft un: die Erklärung der Öösterreichischen Bischötederen Haushaltseiınkommen nıedr1g, deren Eınstellung
ZUr Ehe, Famlıulıie un: Sexualıtät eher negatıv ISt, die aber VO 980 über dıe Letztentscheidung durch das persönlı-

che (Gewıssen A4aUuS Anlaß der Bischofssynode über die Fa-ıne hohe Berutszufriedenheit und ıne posıtıve Eıinstel- mılıe hervorhob.lung ZUr beruflichen Gleichberechtigung haben ‚Verhin-
dert  c werden müfßten Abbrüche daher durch dıe Verbes-
SCrTUNS der tinanzıellen und Wohnverhältnisse un durch Solıidarıtät, Aggressionen,
die berufliche Sicherung der Trau be] Wıiıedereintritt In Unterstellungenden Beruft SOWIe durch gyuLte Partnerschaftsbeziehungen. In der dem Motto „Friede miıt dem Leben“ VO der

Aktionsplattform „Geborene für Ungeborene“ VO bıs
Ruf nach mehr ılfe un Aufklärung Maı In Wıen durchgeführten ampagne, dıe die Ver-

antwOortlung der anzcn Gesellschaft für mehr Kınder-Be1 einer 1M Aprıl dieses Jahres 1mM Auftrag der Aktions-
plattform „Geborene für Ungeborene“ VO Meınungs- freundlichkeit un keinesfalls die Verurteijulung betrofte-

ner Frauen ZU Ziel hatte, gingen dann freilich dıeforschungsinstitut Fessel durchgeführten Umifirage Spra-
chen sıch 65 Prozent für Hıltsmafßnahmen für die Mütter ogen hoch Bombendrohungen, TITumulte und Schläge-

reılen begleiteten die verschiedenen Diskussionsveranstal-
AUs, 5 Prozent für verbesserte Sexualerziehung und

tungen den Uniiversıiıtäten Wıen un (sraz über das
Sar 58 Prozent der Fristenregelungsbefürworter für den
Ausbau der Beratung. Dıie Umfrage zeıgte überdies deut- Abtreibungsthema, un Bundespräsident Rudolf Kiırch-

schläger, Redner be] der „Geborene für Ungebo-lıch, dafß die Antworten auf alle drei polıtıschen ager
prozentmäßig z gleich verteılt sind. Darın sah die rene -Kundgebung Wıener Stock-ım-Eisen-Platz

konnte seıne Ansprache U  —_ unterbrochen VO  e} PfitfenPlattform noch iıne „Chance, über Parteigrenzen hinweg
konstruktiven Lösungen” kommen. un Buh-Ruten Ende bringen, 1n der besonders die

Haltung krıtisierte, das Eıgeninteresse VOT das Leben el-Schon 1mM Februar 984 hatte SPO-Bundeskanzler Fred S1ı-
NnNOWAaALZ den Vorschlag Kardınal Könı1gs, ohne parteıpolit1- NC Kındes stellen un: Liebe und Achtung VOr dem SC-

borenen un ungeborenen Leben als eıl der Friedensar-sche Voreingenommenheıt gemeınsam überlegen, W1€e
das „Übel der Abtreibung”“ zurückgedrängt werden könne, beıt für dıe Zukunft bezeichnete. Aggressionen, Feindse-

lıgkeıit un Unterstellungen, aber auch Solıdarıtät ertuh-begrüßt. SPO-Gesundheitsminister Kurt Steyrer, selbst
TC  —_ die Vertreter der Aktionsplattform „Geborene fürAÄrzt, bezeichnete die Überprüfung der Beratungsusancen

als notwendıg, begrüßte die Stratfreiheit des Abbruchs Ungeborene” A4US der SP  ®
Wıssenschaftsminister Heınz Fischer äulßerte 1mM SPO-Or-aber grundsätzlıch. Beide Regierungsmitglieder wandten

sıch allerdings ın diesem Zusammenhang die „Dis- San „Arbeiter-Zeitung”, die Bedeutung der Fristenrege-
lung liege lediglich In der Tatsache, „daflß eıine Tau fürkrıimınıerung VO  } Aufklärungsarbeıit” durch die Kırche eıinen Schwangerschaftsabbruch während der ersten dreı

Dıie Öösterreichischen Bischöfe unterstützten auf ihrer Monate nıcht bestraft wırd on nıchts“. In der Folge
Frühjahrskonferenz 1mM Aprıl dıe VO der Aktionsplatt- exponlerten sıch die Sozıalistischen Jurısten ebenso W1€
form „Geborene für Ungeborene“ aufgelegte Petition die Sozıalıstische Jugend un der Verband sozıjalıistischer
Osterreichs National- un Bundesräte mıt dem Appell, Studenten für den Status quO Zu Miıtstreıtern der /Alkz
„dıe Abtreibungsfrage AaUS der Auseinandersetzung ZW1- tionsplattform wurden indessen SPO-Klubobmann Sepp
schen den Parteıen herauszunehmen un gemeiınsam Wılle und Journalıstengewerkschaftschef Günther Nen-
deutliche und konkrete Mafßnahmen ZU Schutz der nıng.
noch ungeborenen Kinder und ihrer Eltern setzen“ In ıhrem eingangs zıtlerten Zeıitschriftenbeitrag schrieb
(vgl Maı 1984, 241) ohanna Dohnal anderem: „Die Gesellschaft mufß
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sıch erstmals offen damıt auseinandersetzen, da{fß Schwan- form in Rıichtung flankıerender 'Maßnahmen, eınes kın-
gerschaftsabbrüche durchgeführt werden. Der Mantel derfreundlicheren Klımas un der konkreten Hılfe In
AaUsSs Schweigen und Heuchele:;j hat einen langen Rıl be- Notsıtuationen hın uch dıe durch den Arbeıtsplatzman-
kommen, un alle muüssen Jetzt ZUr Kenntnıs nehmen, dafß gel wıeder aufgelebte Devıse, dıie Frauen mögén sıch iıhren
ungewollte Schwangerschaften un Schwangerschaftsab- „natürlichen Aufgaben“ wıdmen, findet be1 der Aktıons-
brüche nıcht adurch verhindert werden können, da{fß Se- plattform keinen posıtıven oder negatıven Wıiderhall
xualıtät durch Verbote eingeschränkt un tabuisiert Wenn allerdings ihrerseits glaubwürdıg betont wırd,
wırd.“ Und welıter: „Nıemand, der eıiınen Schwanger- dafß die Wıedereinführung der Stratbarkeit des Schwan-
schaftsabbruch als ‚ l’ötung menschlichen Lebens‘ empfin- gerschaftsabbruchs keine angestrebte Zielsetzung sel,
det, wırd ZWUNSCNH, iıh durchtühren lassen. Nıe- dann erhebt sıch die rage, WOMmMIt längerfristig einer Ent-
mand aber sollte sıch anmaßen, einer Ta seiıne eıgenen wicklung Einhalt geboten werden soll; durch die als strat-
Entscheidungskriterien aufzwingen wollen oder S1e Sar frei Verankertes in einen Rechtsanspruch verkehrt wird
als Mörderın diffamieren.“ und auf welche Weıse der bewußtseinsprägende Charak-

ter VO  a Rechtsnormen relatıviert oder unterlapfen werden
eın Ungeborenenschutz mehr? könnte.
Die ın den beiden Zıtaten mitschwıingende Bewußftseins- Dıie kürzlich VO Miınıiısterrat verabschıiedete un 986
veränderung In der rage der Verfügbarkeıit menschlichen iın Kraft tretende Novelle Z Jugendwohlfahrtsgesetz
Lebens 1St S$1€e Ausdruck eıner zunehmend „SOzlaldemo- 954 enthält anstelle der Einleitungsformulierung „Zur
kratısıerten“ Gesellschaft? — hat zweıtellos 1n den Jugend- Sıcherung der körperlichen Entwicklung des Kındes
liıchen „Geborene für Ungeborene”-Aktionisten ıhren VO der Empftängnis den Passus „für die
Gegenpol gefunden, Was die Tabuisierung des Themas Betreuung werdender Mütter SOWIe VO Säuglingen un
un die empfindlichen Reaktionen innerhalb der egle- deren Eltern vorzusorgen” Dıies ame eıner Anpassung
rungsparteı noch erhärten. Sıcher 1St dıe Suche nach eiıner des Jugendwohlfahrtsgesetzes die Fristenrege-

Lebensethik den Jugendlichen nıcht losgelöst lung gleich, indem sıch der Rechtsschutz auf dıe Gebore-
VO den Jugendbewegungen der etzten Jahre, den Tr1e- 116  . einschränkt.
densbewegten, den Alternatıven und Grünen, den relı- Scheint sozıalistischen Rechtsdenkern tatsächlich VOT-

g1ösen Aufbruchsbewegungen sehen, wurde ıne stellbar, daß das Wertbewußtsein kommender (seneratıo-
Atmosphäre der Nachdenklıichkeit In der Offentlichkeit, 1C  —$ unbeeinflußt bleibt VO der Tatsache der Straffreiheit
vielleicht auch der Beunruhigung durch dıe unverändert der Tötung menschlichen Lebens, einsichtig dıe Mo-
hohen Abtreibungszahlen hervorgerufen. Darauft weılısen t1ve Umständen auch seın mögen?
die betont unpolitischen Zielsetzungen der Aktionsplatt- Leonore Rambosek

Diıe Antworten werden kaum beı der Kırche
gesucht
Pın Gespräch mıiıt Hochschulpfarrer Frhard eıher
Im Bereich der Hochschulpastoral bestebén se1ıt Jahren erheb- und noch sınd, aum geändert. Ist dieser Eındruck
liche Meinungsunterschiede grundsätzlıcher Art. Für 1ne Z70- richtig?
ßere OÖffentlichkeit zwerden $zIe ımmer annn deutlich, WwWenn

Konflikten WOoNn Hochschulgemeinden mAı1t ıhrer Diözesan- Weiher: ach außen hın scheint sıch 1ın der Tat wen1g SC-
wandelt haben In der Debatte zwıschen der Bischofs-leitung bommt oder Wenn dıe ınhaltliche Ausrichtung

der Arbeitsgemeinschaft batholischer Studenten- und Hoch- konterenz un: der AGG, WI1€e sS$1e Jetzt neuerdings wıeder
geführt wurde, o1ng ımmer noch darum, das Amtschulgemeinden e1nes Zusammenschlusses P1INeS

Großteils der Gemeinden, geht 'hber dıe Sıtuyation den der Studentenpfarrer stärken, ging die rage,
W1€e polıtısch ıne Gemeıinde bzw iıne Arbeıtsgemeıin-Hochschulgemeinden und über Perspektiven der weıteren

Entwicklung ın dem Bereich sprachen 2017r mıl dem Pfarrer schaft eutscher katholischer Studentengemeinden seın
dürtfe, un Z1ing den Vorwurtf der polıtıschen Einse1i-der hatholischen Hochschulgemeinde ın Darmstadt, Erhard tigkeıt VO Gemeılnden un ACy  @ Nun hat sıch aber nachWeiher. Die Fragen stellte Klaus Nientiedt. iınnen, gylaube iıch, einıges gewandelt. ach meıner Beob-

Herr Ptarrer Weıher, für Außenstehende hat c den achtung haben Seminare der A  C beispielsweise miıt eın
AÄnscheın, als hätten sıch die Fragen, dıe zwıschen den polıtıscher und hochschulpolitischer Ausrichtung wenıger
Studenten- bzw Hochschulgemeinden un den Bıschö- Zulauf. Eıne Delegiertenversammlung mıiı1t einem politi-
ten ın den etzten zehn, tüntzehn Jahren strıttig schen Thema zündet nıcht mehr W1€e noch VOT eın Daar


